
Rechtsmittel der Diy-Mar Insaat Sanayi ve Ticaret Ltd Sir-
keti, Musa Akar gegen den Beschluss des Gerichts Erster
Instanz (Vierte Kammer) vom 17. Januar 2007 in der
Rechtssache T-129/06, Diy-Mar Insaat Sanayi ve Ticaret Ltd
Sirketi, Musa Akar gegen Kommission der Europäischen

Gemeinschaften, eingelegt am 26. März 2007

(Rechssache C-163/07 P)

(2007/C 129/10)

Verfahrenssprache: Deutsch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Diy-Mar Insaat Sanayi ve Ticaret Ltd Sirketi,
Musa Akar (Prozessbevollmächtigter: Ç. Şahin, Rechtsanwalt)

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Anträge der Kläger

— den Beschluss des Gerichts erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften vom 17. Januar 2007 in der Rechtssache
T-129/06 (1), den Rechtsmittelführern am 26. Januar 2007
zugestellt, aufzuheben und die angefochtene Entscheidung
der Rechtsmittelgegnerin vom 23. Dezember 2005 mit der
Nummer MK/KS/DELTUR/(2005)/SecE/D/1614 für nichtig
zu erklären;

— hilfsweise, den in Punkt 1 bezeichneten Beschluss des
Gerichts erster Instanz insoweit aufzuheben und die ange-
fochtene Entscheidung der Rechtsmittelgegnerin vom
23. Dezember 2005 mit der Nummer MK/KS/DELTUR/
(2005)/SecE/D/1614 insoweit für nichtig zu erklären und
nach den in erster Instanz gestellten Anträgen der Kläger zu
erkennen;

— äuβerst hilfsweise, den in Punkt 1 bezeichneten Beschluss
des Gerichts erster Instanz aufzuheben und die Sache an das
Gericht erster Instanz zurückzuverweisen;

— die Kosten des Verfahrens der Rechtsmittelgegnerin aufzuer-
legen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Die Rechtsmittelführerinnen begründen ihr Rechtsmittel gegen
den genannten Beschluss des Gerichts wie folgt.

Das Gericht sei nicht darauf beschränkt, die Aufklärung des
Sachverhalts in den bei ihm rechtshängigen Verfahren allein
nach den Anträgen der Parteien zu führen und allein aufgrund
der von ihnen angebotenen Beweismittel zu entscheiden. Arti-
kel 21 der Satzung des Gerichtshofes mache vielmehr deutlich,
dass die Gerichte der Europäischen Gemeinschaften eine Pflicht
zur Aufklärung des Sachverhalts hätten und aus eigener Initia-
tive nicht nur tätig werden können, sondern auch müssen, wenn
dies erforderlich ist.

Dadurch, dass im vorliegenden Fall das Gericht nicht aufgeklärt
habe, ob eine ordnungsgemäße Rechtsmittelbelehrung in der
angefochtenen Entscheidung der Rechtsmittelgegnerin stattge-
funden hatte, und die Rechtsmittelführerinnen erst nach Ablauf

von einem Monat, somit nach Fristablauf, über den Formfehler
unterrichtet habe, habe es gegen Artikel 21 der Satzung des
Gerichtshofes, gegen Artikel 64 seiner Verfahrensordnung und
gegen materielles Gemeinschaftsrecht in Zusammenhang mit
den Grundsätzen über die Reichweite der Vermutung der Recht-
mäßigkeit eines Rechtsakts sowie der Anscheinstheorie versto-
ßen. Das Gemeinschaftsrecht kenne nämlich als Folge besonders
schwerer und offenkundiger Fehler von Rechtsakten der Verwal-
tung das Institut des absoluten nichtigen Rechtsakts.

Bei ordnungsgemäßer Rechtsbehelfsbelehrung hätten die Rechts-
mittelführerinnen direkt einen zugelassenen Rechtsanwalt beauf-
tragt und somit innerhalb der gegebenen Frist eine Klage einge-
reicht. Der Vorwurf des Gerichts, dass die Rechtsmittelführerin-
nen und ihre türkischen Anwälte nicht alle Sorgfalt aufgewandt
hätten, die von einem verständigen Kläger zu verlangen ist, ent-
pflichtete die Rechtsmittelgegnerin nicht von einer ordnungsge-
mäßen Rechtsbehelfsbelehrung.

(1) ABl. C 212, S. 29.

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de grande ins-
tance de Nantes (Frankreich), eingereicht am 27. März 2007

— James Wood/Fonds de Garantie

(Rechtssache C-164/07)

(2007/C 129/11)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Tribunal de grande instance de Nantes

Parteien des Ausgangsverfahrens

Antragsteller: James Wood

Antragsgegner: Fonds de Garantie

Vorlagefrage

Sind die Bestimmungen des Art. 706-3 des französischen Code
de Procédure Pénale im Hinblick auf den allgemeinen Grundsatz
der Nichtdiskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit nach
Art. 7 des Vertrags von Rom mit dem Gemeinschaftsrecht ver-
einbar, soweit ein Staatsangehöriger der Europäischen Gemein-
schaft, der in Frankreich wohnt und Vater eines Kindes ist, das
die französische Staatsangehörigkeit gehabt hat und im Ausland
verstorben ist, vom Fonds de Garantie allein aufgrund seiner
Staatsangehörigkeit danach keine Entschädigung erhält?
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